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Unser Redebeitrag zum Anschlag in Hanau
gehalten am 20. Februar 2020 bei den Kundgebungen in Berlin, Hamburg und Köln

Quelle: https://www.nsu-tribunal.de/trbnl-redebeitrag-hanau/

Wir senden den Betroffenen des Anschlags von Hanau, ihren Angehörigen, FreundInnen und Bekannten 

unsere Solidarität und unser Mitgefühl. Heute um 18 Uhr findet in Hanau eine Trauerfeier statt und an vielen

Orten in Deutschland demonstrieren gerade Menschen aus Solidarität mit den Betroffenen des rechten 

Terrors, gegen die Neonazi-Mörder und gegen ihre geistigen Vorbereiter und Verbündeten. Die Familien der 

Toten und Verletzten haben sich gewünscht, dass heute Abend viele Menschen auf die Straßen gehen und 

ihrer Toten gedenken.

Soweit wir bisher wissen, heißen die Opfer von Hanau:

Ferhat Ünvar

Gökhan Gültekin

Mercedes Kierpacz

Kalojan Welkow

Fatih Saraçoğlu

Sedat Gürbüz

Said Nesar El Hashemi

Vili Viorel Păun

Hamza Kurtović

neuntes Todesopfer (Identität unbekannt)

zehntes Todesopfer (Frau R.)

Sie kommen aus polnischen, türkischen, kurdischen, bosnischen und afghanischen Familien. Für die Nazis 

gehören sie nicht hierher. Für uns schon. Alle, die hier sind, sind von hier! Und bleiben hier! Heute und 

morgen und in aller Zukunft. Migration ist unumkehrbar! Und das Problem heißt nicht Migration. Das 

Problem heißt Rassismus!

Alle diese Taten richten sich gegen die Gesellschaft der Vielen

Wieder einmal müssen wir binnen kurzer Zeit zu einem traurigen Anlass auf die Straße gehen. Das letzte 

Jahr endete mit dem Anschlag in Halle, das neue beginnt mit dem kaltblütigen Massaker in Hanau.

Und wieder einmal zeigt sich: Rassismus und Antisemitismus sind in der Neonazi-Ideologie der 

selbsternannten Übermenschen untrennbar verbunden. Der Angriff auf migrantische Läden, steht für Hass 

auf alles Andere, ein Hass, der migrantisches, Schwarzes und jüdisches Leben überall dort bedroht, wo es 

öffentlich sichtbar wird. Die Morde in Hanau in und vor der Arena Bar, und der Anschlag von Halle, sie 

erinnern uns auch an die rassistischen NSU-Morde. Sie erinnern uns an das Attentat am Münchner Olympia 

Einkaufszentraum, an den Mord an Burak Bektash und an Luke Holland – und auch an die Anschlagsserie 

auf linke Menschen und Läden in Neukölln.

Alle diese Taten richten sich gegen die Gesellschaft der Vielen. Sie richten sich gegen uns. Wir sind 

Migrant*innen, Antifaschist_innen, Geflüchtete, wir sind Schwarze Deutsche, Feminist*innen, Jüd_innen, 

wir sind Romnja und Queers. Wir wissen, was es heißt, das eigene Leben und die eigene Existenz zu 

4 - 111



verteidigen – für viele von uns ist es nicht das erste Mal. Es ist nicht das erste Mal und auch deshalb wollen 

wir nichts mehr hören von Einzeltätern und wir wollen auch nichts mehr hören von Hufeisentheorien. Es 

gibt keine rechten „Einzeltäter“. Die Täter von Halle, Kassel und Hanau wissen sich als Teil eines 

weltweiten „Netzwerks von Kameraden“, so hat das schon der NSU formuliert. Das milde Urteil im NSU-

Prozess war ein Fanal für die Nazis in diesem Land loszuschlagen. Lübcke, Chemnitz, Halle, Hanau, 

Prepper, der Harte Kern, Combat 18, Reichsbürger und toxische Kriegermännlichkeiten wähnen sich im 

Endkampf. Spätestens nach den Hetzjagden von Chemnitz und den Wahlerfolgen der AFD wähnt sich dieses

Netzwerk in der Offensive.

Rassismus und Antisemitismus zeigt sich auch darin, dass den Betroffenen nicht zugehört wird

Bernd Höcke hat am Samstag zum Umsturz aufgerufen, der Mörder von Hanau ist gestern in sein Auto 

gestiegen und ist dem Aufruf gefolgt. Doch der Täter ist in seinem Wahn nicht allein. Rassismus und 

Antisemitismus sind in der deutschen Gesellschaft fest verankert: als Verschwörungstheorien, als Wunsch 

nach einem „Schlussstrich“, als Auslagerung von Antisemitismus als Problem von Zugewanderten und von 

Rassismus als Problem von „extremen Rändern“, als Verklärung und Verleugnung der Verstrickung von 

Eltern und Großeltern in den Nationalsozialismus. Rassismus heißt aber auch als Abschiebehaft, Tote im 

Mittelmeer und Kriminalisierung von Seenotrettung und von Antifaschismus.

Rassismus und Antisemitismus zeigt sich auch darin, dass den Betroffenen nicht zugehört wird und sie nicht 

geschützt werden. Das wissen wir von den NSU-Morden. Wir haben gelernt: Auf Staatsanwaltschaften und 

auf Gerichte, die, wie im NSU-Prozess, zu Nazinetzwerken und zu institutionellem Rassismus in der Polizei 

schweigen, können wir uns nicht verlassen. Auf den Verfassungsschutz erst recht nicht. Wir fordern, dass 

er endlich aufgelöst wird! Wir fordern auch:

• die vollständige Aufdeckung der Netzwerke von Tobias R, 

• die sofortige Entwaffnung der bekannten Neonazis, 

• die Verhaftung der fast 500 flüchtigen Neonazis in Deutschland, die mit einem Haftbefehl gesucht 

werden. Werden sie überhaupt gesucht? 

• die Zerschlagung des NSU-Komplexes, eine Aufklärung der Netzwerke und Strukturen, in die 

Rechtsterrorismus eingebettet ist. 

• Und wir fordern: Schluss mit der Hufeisentheorie. Wer jetzt immer noch undifferenziert von 

Extremismus spricht und Antifaschismus mit Nazis/AFD gleichsetzt, verharmlost und fördert rechten

Terror in Almanya. 

Wir haben all das schon oft gefordert. Auch deshalb: Es reicht uns! Wir haben kein Vertrauen mehr in 

Politker*innen, die ihre Fassungslosigkeit äußern und Landtagssitzungen absagen, aber nicht endlich 

konsequent gegen rechten Terror vorgehen. Auch viele Medien machen weiter, als hätte es den NSU-

Komplex nicht gegeben. Der Focus schrieb heute morgen von „Shisha-Morden“. Es reicht!

Rassismus ist der Zement der deutschen Gesellschaft. Doch dieser Zement bröckelt.

Wenn Angela Merkel jetzt von Rassismus „als Gift in unserer Gesellschaft“ spricht, dann ist das leider nur 

die halbe Wahrheit: Rassismus ist der Zement der deutschen Gesellschaft. Doch dieser Zement bröckelt. 

Warum bröckelt er? Weil Migrant*innen in dieses Land kommen, seit Jahrzehnten. Sie behaupten sich hier 

gegen alle Widerstände und bauen sich ein gutes Leben auf. Sie sorgen dafür, dass starren Vorstellung von 

Volk eine lebendige lebendige Gesellschaft der Vielen entgegensteht. Dafür, dass Heymat aus konkreten 

Beziehungen besteht und nicht aus mythischen Wahnvorstellungen. Der rassistische Zement bröckelt auch 

wegen dem Einsatz der Betroffenen und unserer Solidarität. Es waren die Betroffene und Angehörigen der 
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NSU-Morde, die 2006 in Kassel auf die Straße gingen und die bundesdeutsche Gesellschaft auf die wahren 

Täter aufmerksam machten, als staatliche Behörden und Politiker sich noch ahnungslos gaben. Ihr Einsatz 

gegen Verleumdung und Vertuschung hat uns viel gelehrt und die Augen geöffnet.

Heute zeigen wir unsere Solidarität mit den Angehörigen der Opfer und allen Menschen, die von Rassismus 

bedroht werden. Am Samstag bitten wir Euch alle nach Hanau zu fahren, dort findet um 14 Uhr eine 

bundesweite Solidaritätsdemonstration statt. Ob in Hanau, Halle, Chemnitz oder Berlin: Wir müssen und 

werden die Gesellschaft der Vielen verteidigen. Migrantifa! Yalla Yalla Antifascista!

-----------------------------------

140m² gegen das Vergessen 
Die Initiative 19. Februar Hanau hat einen Ort geschaffen, um aktiv gegen das 

Vergessen zu kämpfen 

(12.05.2020 https://19feb-hanau.org/ und 
https://www.freitag.de/autoren/seda/140qm-gegen-das-vergessen)

Wie viele Quadratmeter sind genug, um nicht zu vergessen? Wie viele Tage, Monate, 
Jahre sind genug, um nicht zu vergessen? Wie viele Blumen, Kerzen und Tränen sind 
genug, um nicht zu vergessen?

Am Dienstag, den 5. Mai 2020 eröffneten wir, die Initiative 19. Februar Hanau, 

unseren so liebevoll genannten “Laden” in der Krämerstraße 24 in Hanau.

Aber natürlich ist es kein Laden, wir verkaufen nichts. Es hat sich bei uns allen so  

eingebürgert, dass wir es unseren "Laden” nennen. Es sind nicht nur die 140m², in 

die wir jeden Tag unser Leben mitnehmen und versuchen, von dort aus noch 

irgendwie klar zu kommen. Es sind die 140m², in denen die Tür von morgens bis 

abends offen steht, in die die Mütter und Väter, Brüder und Schwestern, Töchter und 

Söhne der am 19. Februar Ermordeten zusammenkommen und ihren Schmerz ohne 

Worte teilen können. Denn wie findet man die richtigen Worte für einen derart 

unbeschreiblichen Schmerz?

Wir, die Initiative 19. Februar Hanau, haben diesen Ort, diesen Raum, dieses neue 

Zuhause gemietet, um den Hinterbliebenen und Trauernden und allen Menschen, die

sich von dieser schrecklichen Tat bewegt und berührt fühlen, gefunden, gemietet 

und eröffnet. Hier kommen Angehörige und Betroffene mit genau demselben 

Schmerz, demselben Trauma, demselben tiefen, niemals zu füllenden Loch 

zusammen und ehren ihre Verlorenen in so vielen verschiedenen Formen – und das 

alles ohne ein Wort verlieren zu müssen. Sie fühlen alle dasselbe, sie fragen sich alle 

dasselbe, sie sehnen sich alle nach demselben. Nach ihren Kindern, die sie verloren 

haben. Der Raum fühlt sich für sie bereits an, wie das neue Zuhause ihrer Kinder. 

Wenn sie hier sind, sagen sie, sind sie bei ihnen zu Besuch. Sie schenken dem 

"Laden", dem Heumarkt, dem Ort, an dem diese Horrornacht ihren Anfang fand, 

neues Leben. Wir wollen unsere Stadt und ihre Menschen nicht der Trauer und der 

Angst überlassen. Wir wollen das Geschehene nicht tatenlos stehen lassen. Hanau ist

nicht Terror. Hanau ist nicht Rassismus. Hanau ist nicht tot. Wir wollen uns nicht 

mehr als Opfer sehen, wir wollen nicht mehr schweigen und schon gar nicht wollen 

wir uns verstecken. Die Tür ist immer offen. Wir sind immer da. Wir machen keine 
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Termine. Jeder, der kommen will, der jemanden zum Reden braucht oder der sich 

einfach nur Fotos seiner Schwester, seines Bruders, seiner Tochter oder seines 

Sohnes ansehen oder aufhängen will; jeder, der einfach helfen, unterstützen

oder ein unterstützendes und motivierendes Wort aussprechen will, kann kommen.

Wir haben am 5. Mai erstmals offiziell eröffnet, doch die Tür steht seit dem 1. April 

offen für alle. Wir haben die letzten Wochen mit Schweiß und Tränen, mit den Vätern

und Müttern, den Brüdern und Schwestern der Opfer gemeinsam einen Ort errichtet,

der nicht nur den Heumarkt, der nicht nur Hanau, sondern uns alle daran erinnern 

soll, dass unsere Stadt seit dem 19. Februar 2020 nicht mehr dasselbe sein wird. Ein 

Ort, der den Angehörigen und Hinterbliebenen und allen Betroffenen einen Raum 

bieten soll, in dem man sich sicher fühlt, in dem man aktiv werden kann und 

Solidarität mit seiner gesamten Präsenz zum Vorschein bringen oder auch einfach 

nur einen Çay mit uns trinken kann.

Nicht nur unsere Tür ist offen, wir sind es auch. Was auch immer sich die 

Angehörigen unter Erinnerung, Tribut, Trauer und Widerstand, unter Stärke und 

Kraft vorstellen, das alles können sie mitbringen und hier mit Gleichgesinnten teilen.

Es ist nicht nur ein Raum des Zusammenkommens, es ist ein Raum des 

Zusammenseins und des Zusammenbleibens. Denn wir bleiben. Wir vergessen nicht, 

wir schauen nicht weg, wir sind da. Einfach da. Zu jeder Zeit und für Jeden.

Für das Bleiben brauchen wir Unterstützung. Wir sind und bleiben unabhängig und 

der Erhalt des Ladens ist auf Spenden angewiesen.

Wir sind für jede Spende dankbar.

-----------------------------------

Re:volt magazin , 21.02.2020
Linksrechtslinksirrereinzeltäter!
In Hanau erschoss ein Mann am Abend des 19. Februar 2020 neun Menschen in zwei Shisha-Bars. In 

seinem Bekennerschreiben, das vor Rassismus, Misogynie und Verschwörungsphantasien überquillt, ist ganz

offen die Rede davon, dass mehrere “Völker komplett vernichtet werden” müssen. Der rechtsterroristische 

Charakter seines Vorgehens ist offensichtlich: dem Inhalt des Bekennerschreibens nach, wie auch in der 

Wahl der Opfer. Möchte man zumindest meinen.

Politiker*innen bekunden bundesweit ihre Bestürzung und ihre Anteilnahme. Allerdings trägt ihr 

öffentlicher Umgang mit Taten wie dieser oft dazu bei, dass der rechte Terror weiter um sich greifen kann. 

Ob aus Sorge, der eigene Anteil am Versagen in der Verhinderung rechter Anschläge könnte offensichtlich 

werden oder aus politischem Kalkül: Die Äußerungen vieler Repräsentant*innen staatlicher Institutionen 

bewegen sich nach der Tat in Hanau, wie bei vergangenen rechten und neonazistischen Terrorattacken, auf 

einem Kontinuum zwischen Verharmlosung und der aktiven Bereitung des Nährbodens rechter Gewalt.

Mit besonderer Schamlosigkeit stechen nach den Morden in Hanau Twitter-Meldungen von Sigmar Gabriel 

(SPD) und Hans Georg Maaßen (ehemaliger Präsident des Bundesamts für Verfassungsschutz) hervor. 

Ersterer stellt die Erschießung von neun Menschen auf eine Stufe mit vermeintlicher Sachbeschädigung 

durch Linke, während Letzterer die Tat nutzt, um erneut gegen realsozialistische politische Systeme zu 

polemisieren und Antifaschist*innen mit Nazis gleichzusetzen. Nicht anders zu erwarten und dennoch an 

Ekelhaftigkeit kaum zu überbieten, äußern sich Mitglieder der AfD zum Anschlag und instrumentalisieren 
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beziehungsweise relativieren die Tat. So betreibt der Berliner AfD-Mann Georg Pazderski (MdA) eine 

klassische Täter-Opfer-Umkehr: Er fragt, ob das wirklich noch „das 2017 von der #Merkel-#CDU 

beschworene 'Deutschland in dem wir gut und gerne leben'?“ sei; während Jörg Meuthen (AfD) im stets 

wiederholten Einzeltäter-Sermon davon schwadroniert, die Tat sei „weder rechter noch linker Terror“ 

sondern „die wahnhafte Tat eines Irren“. Den Gipfel der Relativierung legte mal wieder „Vogelschiss“-

Gauland (AfD) hin: „Terror ist es ja meistens erst, wenn irgendein politisches Ziel erreicht werden soll. Bei 

einem völlig geistig Verirrten seh‘ ich kein politisches Ziel.“

Wie nach dem Mord an Walter Lübcke, dem Anschlag in Halle, nach dem Auffliegen faschistischer 

Organisationsgruppen in Bundeswehr und Polizei oder nun nach dem Massaker in Hanau: immer wieder 

wird die Mär von verwirrten und sich isoliert im Internet radikalisierenden Einzeltätern beschworen, womit 

Rassismus und Menschenfeindlichkeit als strukturelles gesellschaftliches Problem verschleiert werden. Dass

tatsächlich in vielen Fällen weit verzweigte Nazi-Terrornetzwerke und oft auch Verstrickungen mit 

staatlichen Apparaten hinter diesen Taten stehen, wird häufig sehr viel später und oftmals erst durch die 

engagierte Recherche antifaschistischer Aktivist*innen offengelegt.

Schon nach der Selbstenttarnung des NSU wurde offensichtlich, dass in der bürgerlichen Politik kein 

Interesse daran besteht, rechte Mordtaten vollständig aufzuklären und die Netzwerke, aus denen heraus sie 

begangen werden, zu zerschlagen. Seit Jahren und trotz zahlreicher handfester Indizien dafür, dass der NSU 

in komplexe rechte Strukturen eingebunden war, die bis in staatliche Behörden reichen, wird die Behauptung

eines allein handelnden Terror-Trios aufrechterhalten, das nur punktuell Hilfe durch Unterstützer*innen 

bekam. Als ehemaliger Verfassungsschutz-Präsident spielte Hans-Georg Maaßen dabei eine nicht 

unwesentliche Rolle.

Die Strategie der Verharmlosung, des Herunterspielens und der Gleichsetzung von rechtem Terror mit 

linkem Aktivismus ist zum Steckenpferd vieler Politiker*innen geworden – und zwar weltweit. Wellen 

schlug Donald Trumps Statement nach dem Attentat in Charlottesville 2017, für das er antifaschistischen 

Demonstrant*innen eine Mitschuld gab. Weniger prominent, dafür in eine ähnliche Richtung deutend, waren

die Äußerungen Silvio Berlusconis nach dem rechten Anschlag im italienischen Macerata 2018, der 

Geflüchtete als “soziale Bombe” bezeichnete und des australischen Senators Fraser Annings, der nach dem 

terroristischen Massenmord in Christchurch 2019 in einer Twitter-Nachricht einen kausalen Zusammenhang 

zwischen Immigration und rechter Gewalt unterstellte. In zahlreichen vom Rechtsruck betroffenen Ländern 

schaffen Politiker*innen mit solchen Aussagen ein Klima, in dem sich Nazis sicher fühlen in dem 

Bewusstsein, dass ihre Taten bagatellisiert, wenn nicht sogar gebilligt werden. Ein solches Vorgehen ist eine 

Verhöhnung der Opfer und eine gefährliche Verharmlosung rechtsterroristischer Taten.

Was bleibt, ist den geistigen BrandstifterInnen nicht die Deutungshoheit über Anschläge wie in Hanau durch

ihr rechtes Framing zu überlassen und endlich auch die Mitschuld der bürgerlichen Politik an der 

zunehmenden Gewaltbereitschaft der RassistInnen klarer zu benennen. Es ist jetzt die Zeit, auf die Straßen 

zu gehen und lautstark gegen den faschistischen Terror und seine Wegbereiter*innen zu demonstrieren. 

Wenn Stimmen angehört werden, dann müssen es die Stimmen der Betroffenen und ihrer Nächsten sein, die 

viel zu oft in Krokodilstränen (alter) weißer Männer in Ämtern und Würden mit Floskeln à la „ein Angriff 

auf uns alle“ ertränkt werden. Es sind dieselben, die in den letzten Jahrzehnten gegen Geflüchtete, 

Ausländer*innen, Arbeitslose gehetzt und allesamt miteinander den neoliberalen Umbau in Deutschland 

betrieben haben, die jetzt vom „Wir, die Demokraten“ schwafeln im Angesicht dessen, dass 

RechtspopulistInnen und Neonazis die Ergebnisse jener Hetze und des neoliberalen Gegeneinanders besser 

auszunutzen wissen als „unsere Demokraten“. Diesem „Wir“ sollten wir uns als antifaschistische 

revolutionäre Linke verweigern.
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Statement zu dem rassistischen Terroranschlag in Hanau und die politischen Folgen
(https://glitzerkatapult.noblogs.org/post/2020/04/08/statement-zu-dem-

rassistischen-terroranschlag-in-hanau-und-die-politischen-folgen/   08.04.2020)

Wir sind wütend und unser tiefes Mitgefühl gilt den Angehörigen und Freund*innen von

Ferhat Unvar, Hamza Kurtović,

Mercedes Kierpacz, Kaloyan Velkov,

Sedat Gürbüz, Vili Viorel Păun,

Gökhan Gültekin, Said Nesar Hashemi,

Fatih Saraçoğlu.

.

Der rassistische Anschlag vom 19. Februar in Hanau kommt leider nicht überraschend. Er fügt sich ein in 

eine ganze Reihe rassistischer Anschläge und Attentate – vom Oktoberfestattentat, Solingen, Mölln, 

Rostock-Lichtenhagen, Hoyerswerda vor den 2000er Jahren – über brennende Unterkünften für Geflüchtete,

NSU-Komplex, Walter Lübcke, Oury Jalloh, Burak Bektaş, Luke Holland, Halle 9.10.19. Dieser Anschlag 

ist ein Beispiel für die Kontinuität von rassistischem und rechtsextremen Terror in Deutschland.

In Berlin fand daraufhin eine Solidaritätskundgebung in Neukölln statt, organisiert von antirassistischen 

Gruppen und eine Kundgebung am Pariser Platz, organisiert von der SPD. Wir befürworten diese klare 

Abgrenzung, nicht gemeinsam auf eine Kundgebung mit der SPD und anderen Parteien zu gehen. Auch die 

SPD trägt zu den herrschenden Verhältnissen bei. Gemeint sind rassistische Gesetze, Verfassungsschutz-

Behörden, Polizeien, Schulen, Grenzabschottung, Racial Profiling und vieles mehr. Es sind diese 

Verhältnisse, denen wir unversöhnlich gegenüberstehen, mit denen wir brechen müssen.

.

Es gibt keinen Grund zur Hoffnung, dass staatlich organisierte Behörden migrantisches Leben schützen und 

die rechte Szene entwaffnen werden. Denn es sind eben jene Behörden, die rechtsterroristische Strukturen in

der Vergangenheit immer wieder geschützt haben. Es sind u.a. Polizist*innen und Soldat*innen, die 

rechtsterroristische Strukturen bewaffnen. [1a,b] Deutschland hat ein Rassismus- und ein 

Rechtsextremismus-Problem. Auch und gerade in den Repressionsbehörden: Hannibal, Uniter, NSU 2.0. 

Diese Gruppierungen sind nur ein kleiner Teil einer vernetzten, radikalen, rechten Szene, die in der 

Vergangenheit unter dem Radar der Mainstream-Berichterstattung unbehelligt agieren konnte. Unter 

anderem auch, weil sogenannte Ermittlungsarbeit staatlicher Behörden und Repressionsorgane, 

Gewaltverbrechen nicht als rechtsterroristische Anschläge benennen will. Behörden agieren mit nicht 

vorstellbarer Gewalt. Das Verbot von Linksunten Indymedia und die Verschärfung der Polizeigesetze sind 

bisher von vielen unterschätzte Schritte dieser akuten Autoritätsbeschleunigung. Pressefreiheit und Protest 

könnte in naher Zukunft unter dieser sich herausbildenden Autorität der Vergangenheit angehören.

.

Wir empfinden es als Hohn und Spott, wenn nun Angela Merkel oder Volker Bouffier meinen, etwas zu 

rassistischem Terror in Deutschland zu sagen zu haben. Merkel, die ihr Versprechen von lückenloser 

Aufklärung der NSU Morde – auch des Netzwerks, sog. „Hintermänner“ – nie einlöste. Bouffier schützt den 

VS-Mitarbeiter Andreas Temme, unterstützt durch die Grünen. Temme kennt den Mörder von Halit Yozgat, 

wenn er ihn nicht sogar selbst hingerichtet hat. [2] Es macht uns zornig, dass es nur bei Heuchelei der 

Regierenden bleibt. [3]

.

Es ist gut, dass die AfD für ihren Rassismus endlich unter erheblichen Druck gerät. Die Forderung kann jetzt

aber nicht sein, die AfD durch den Verfassungsschutz beobachten zu lassen, der rassistische und 

rechtsradikale Täter*innen unterstützt bzw. Aufklärungsarbeit gegen sie behindert. Die Konsequenz muss 
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sein, den Verfassungsschutz abzuschaffen. Denn es kann keine Antwort sein, Repressionsbehörden zu 

stärken. Es sind u.a. schließlich die Repressionsbehörden, die durch Lobbyarbeit einen autoritären Ausbau 

vorangetrieben haben. Dieser Ausbau hat zur Folge, dass die Behörden zunehmend keiner 

Rechenschaftspflicht oder Kontrolle mehr unterliegen. Wir müssen den Überwachungsstaat einreißen, denn 

ein autoritärer Staat und der Rechtsruck gehen Hand in Hand.

.

Was aber ist unsere Gegenstrategie, die Schutzlosigkeit, Ohnmacht und Unterdrückung beendet? Die 

Antwort ist leider nicht so klar, wie unsere vorangegangene Analyse und Kritik. Als Teil der weißen Linken, 

heißt es uns einzugestehen, dass wir uns teilweise nicht getroffen fühlen. Wir können uns sehr einfach 

unserer linken Symbole entledigen und sind dann zu meist nicht mehr unmittelbar von rechtsradikaler 

Gewalt bedroht. Das bedeutet ganz unmittelbar, dass wir bei Menschen in unserem nicht-weißen 

Freund*innenkreis ein mal nachfragen, wie es ihnen geht. Wir müssen uns bewusst werden, dass sie 

tagtäglich von Rassismus und rechtsradikaler Gewalt betroffen sein können. Sich jetzt ehrlich mit (dem 

eigenem) Rassismus auseinander zu setzen ist eine Notwendigkeit. [4a,b,5] Lasst uns zeitgemäße Strategien 

entwickeln, die dem komplexen Problem gerecht werden. Rassismus gehört jeden Tag auf allen Ebenen 

benannt und bekämpft. Das bedeutet jetzt auch, unsere Praxis gegebenenfalls anzupassen und nicht einfach 

zur Tagesordnung überzugehen. Deshalb rufen wir zur Beteiligung am migrantisch organisierten 

Generalstreik am 08. Mai auf. [8]

.

Es ist uns wichtig hier als (überwiegend) weiße Gruppe nicht nur unsere Meinung darzustellen. Daher 

möchten wir an dieser Stelle gerne Texte verlinken, die eine migranitische Perspektive zum Anschlag auf 

Hanau einnehmen und sich der Frage nach dem „wie weiter“ widmen. Deshalb, schickt uns Links von 

Texten/Podcasts, die wir in die Liste noch aufnehmen sollten.

.

• Redebeitrag vom NSU-Tribunal am 20. Februar 2020 bei den Kundgebungen in Berlin, Hamburg 

und Köln [6] 

• Radiosendung Kanak Attak vom 28.02.2020[7] 

• Aufruf zum Generalstreik am 8. Mai [8] 

• Podcast Diaspor.Asia, Folge 25: Migrantifa Demoguide [9] 

Falls ihr Facebook-Accounts habt, empfehlen wir euch sie zu löschen oder alternativ folgenden Accounts zu 

folgen:

• Decolonizing Deutschland [10] 

• Migrantifa Hamburg [11] 

• Bloque Latinoamericano Berlin [12] 

• Inititiative 19. Februar Hanau [13] 

[1a,b] https://taz.de/Rechte-in-Mecklenburg-Vorpommern/!5602749/, 

https://taz.de/Gestohlene-Bundeswehr-Munition/!5622803/

[2] https://forensic-architecture.org/investigation/the-murder-of-halit-

yozgat

[3] http://kolumne.gorki.de/kolumne-114/

[4a,b] Deutschland Schwarz Weiß. Der alltägliche Rassismus. Noah Sow 

https://www.bod.de/buchshop/deutschland-schwarz-weiss-noah-sow-

9783746006819 
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• exit RACISM. rassismuskritisch denken lernen. Tupoka Ogette 

www.unrast-verlag.de/neuerscheinungen/exit-racism2016-12-05-22-25-

07-detail 

[5] Anklage des Tribunals «NSU-Komplex auflösen» https://www.nsu-

tribunal.de/anklage/

[6] https://www.nsu-tribunal.de/trbnl-redebeitrag-hanau/

[7] https://www.freie-radios.net/100181

[8] https://wirstreiken0805.wordpress.com/

[9] https://www.mixcloud.com/DiasporAsia/folge-25-migrantifa-demo-guide/

[10] https://www.facebook.com/decolonizingdeutschland

[11] https://www.facebook.com/migrantifaHH/

[12] https://www.facebook.com/BloqueLAberlin/

[13] https://www.facebook.com/19FebruarHanau
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Stellungnahmen u. Texte Sommer

  antifa info blatt - sommer 2020
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Anschlag von Hanau: Zu viele Menschen: Polizei unterbindet Protestaufzug

19.08.20 (mopo Hamburg)

Bis zu 500 Menschen durften am Mittwochabend auf dem Stübenplatz in 
Wilhelmsburg an einer Spontanversammlung zum Gedenken an die Opfer des 
Anschlags in Hanau teilnehmen. Den ursprünglich geplanten Aufzug hatte die Polizei
zuvor nach eigenen Angaben unterbunden, weil mit 800 Teilnehmern mehr 
Menschen als die genehmigten 500 vor Ort waren.

Angemeldet war die Veranstaltung unter dem Motto „Sechs Monate nach dem 19. 
Februar - Erinnerung, Gerechtigkeit, Aufklärung, Konsequenzen“. In einem Online-
Aufruf forderten die Organisatoren unter anderem eine lückenlose Aufklärung der 
Tat, politische Konsequenzen und Unterstützung für die hinterbliebenen Familien. 

Zu viele Menschen: Veranstalter verkleinert Aufzug auf 500 Teilnehmer

Dem Veranstalter, einer Privatperson, sei es am Abend freigestellt worden, den 
Aufzug auf 500 Teilnehmer zu verkleinern oder eine stationäre Kundgebung 
abzuhalten, sagte ein Polizeisprecher am Abend. Später als geplant startete diese 
Spontanversammlung schließlich am Stübenplatz im Bezirk Mitte mit der Vorgabe, 
bis 22 Uhr abgeschlossen zu sein und die Regeln der Sars-CoV-2 -
Eindämmungsverordnung einzuhalten.

Anschlag von Hanau: Bundesweite Gedenk- und Protestaktionen

Die Demonstration war eine von vielen bundesweit angekündigten Gedenk- und 
Protestaktionen. Am Abend des 19. Februar hatte ein 43-jähriger Deutscher in Hanau
neun Menschen mit ausländischen Wurzeln erschossen. Er soll auch seine Mutter 
umgebracht haben, bevor er sich selbst tötete. Vor der Tat hatte der Mann Pamphlete
mit Verschwörungstheorien und rassistischen Ansichten im Internet veröffentlicht.

Zu einem Gedenken auf dem Hanauer Marktplatz mit einer Schweigeminute und der 
Forderung nach lückenloser Aufklärung der Tat kamen nach Schätzungen der Polizei 
am Mittwochabend mehr als 120 Menschen. In Berlin zählte die Polizei am Abend bis
zu 2600 Teilnehmer bei einer Demonstration. (dpa)

Zweierlei Maß? Warum Corona-Leugner demonstrieren dürfen und die Antifa nicht  20.08.2020 
(mopo Hamburg)

Hunderte Menschen gehen in Hamburg zum Gedenken an die Opfer des 

rechtsterroristischen Anschlags in Hanau auf die Straße. Angemeldet sind 500, vor 

Ort erscheinen rund 1000. Die Polizei verhindert den Aufzug zunächst mit dem 

Hinweis auf den Infektionsschutz. Wird hier mit zweierlei Maß gemessen? Denn 

Corona-Gegner durften am Wochenende doch auch demonstrieren – ohne Schutz.

Mittwochabend auf der Veddel: Unter dem Motto „Erinnerung, Gerechtigkeit, 

Aufklärung, Konsequenzen“ soll ein halbes Jahr danach an die rassistischen Morde 

von Hanau erinnert werden. Am Wilhelmsburger Platz versammeln sich 800 

Menschen, 300 mehr als angemeldet. Auch Gruppen wie die Interventionistische 

Linke und Seebrücke Hamburg haben sich der Veranstaltung angeschlossen. 

Gemeinsam wollen die Demonstranten zum Stübenplatz marschieren.
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Doch die Polizei stoppt die Demo. Denn laut Polizei sind noch einmal 200 

dazugestoßen, „die sich zu einem großen Teil nicht an die Corona-Auflagen hielten.“ 

Die Polizei stellt dem Veranstalter frei, den Aufzug auf 500 Teilnehmer zu verkleinern

oder eine stationäre Kundgebung abzuhalten. Letzteres wird abgelehnt.

Nachdem die Beamten eine weitere nicht angemeldete Gruppe an der Harburger 

Chaussee auflösen, wobei auch Pfefferspray eingesetzt wird, dürfen schließlich 400 

Menschen auf dem Stübenplatz an der Spontanversammlung teilnehmen.

Der Vorfall sorgt für Kritik. „Sechs Monate nach Hanau verhindert die Polizei eine 

überwiegend von Migrant_innenorganisationen angemeldete Demonstration zum 

Gedenken an die Opfer. Das ist beschämend und sendet ein fatales Signal in die 

Gesellschaft“, kritisiert Deniz Celik, innenpolitischer Sprecher der Hamburger 

Fraktion Die Linke.

„Das Grundrecht auf die Versammlungsfreiheit wurde mit Füßen getreten“, so Celik. 

Zudem entstehe der der Eindruck, dass die Polizei mit zweierlei Maß misst: 

„Während am Wochenende die rechtsoffene Querdenken-Demo trotz 

Auflagenverstößen großzügig toleriert wurde, wurde die Gedenkdemo an die Opfer 

von Hanau mit allen Mitteln verhindert.“

Warum durften Corona-Gegner demonstrieren? Das sagt die Polizei

Die MOPO will von der Polizei wissen: Wird hier mit zweierlei Maß gemessen? Denn 

auch an der Demo der Corona-Leugner nahmen weit mehr als die angemeldeten 500 

teil.

„Der gravierende Unterschied ist, dass es sich bei der Versammlung am vergangenen

Wochenende um eine stationäre Versammlung gehandelt hat. Solche Art der 

Versammlungen sind – entsprechend der zwischen Versammlungsbehörde und dem 

Anmelder kooperierten Auflagen – leichter zu handhaben, wenn die Teilnehmerzahl 

einen größeren Umfang annimmt“, so Polizeisprecher Holger Vehren zur MOPO.

„Bei einem Aufzug sind die Anforderungen zur Einhaltung der 

Eindämmungsverordnung deutlich höher. Im konkreten Fall: Die Teilnehmerzahl des 

geplanten Aufzuges war schon deutlich zu hoch, zudem hatte der Leiter keinen 

lenkenden Einfluss auf die Teilnehmer, die sich zu einem großen Teil nicht an die 

Auflagen gehalten haben.“

Weil der Veranstalter die Möglichkeit einer stationären Versammlung abgelehnt 

hatte, wäre es laut Vehren zu befürchten gewesen, dass auf dem Weg zum 

Abschlusskundgebungsort und auch dort eine regelkonforme Versammlung im Sinne 

der Eindämmungsverordnung nicht hätte durchgeführt werden können.
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Das skandalöse Verbot der Demonstration am 22. August 2020 in Hanau
(https://de.indymedia.org/node/116888)

Höhepunkt der bundesweitenKampagne zur Erinnerung an das rassistische Nazi-Massaker in Hanau vor 

einem halben Jahr sollte eine Großdemonstration und Kundgebung mit Angehörigen, Freund*innen der 

Ermordeten in Hanau am 22. August sein. Dazu war seit mehreren Wochen aufgerufen und mobilisiert 

worden. Bis zu 5.000 Demonstrierende wurden erwartet.

Mit dem Ordnungsamt der Stadt Hanau und dem SPD-Oberbürgermeister hatte die „Initiative 19. Februar”, 

die die Proteste organisierte, wochenlang verhandelt. Viele Zugeständnisse für ein Demo-Konzept gemäß 

den Corona-Vorschriften (mit Masken- und Abstandsregeln, die durch Ordner kontrolliert werden sollten 

usw.) wurden gemacht.

Trotz dieser gewaltigen Zugeständnisse an Ordnungsamt und Polizei bzgl. der Demo-Auflagen wurde am 

Freitagabend, nur etwa 16 Stunden (!) vor Demobeginn am Samstag um 13 Uhr (somit auch ohne Zeit für 

eine rechtliche Überprüfung der Entscheidung) von der Stadt Hanau die Demonstration verboten – aus 

Gesundheitsschutz wegen Corona. Fadenscheinige Begründung war, dass die Zahl der positiven Corona-

Tests bis auf 49 je 100.000 Einwohner im Wochendurchschnitt gestiegen sei. Das ist eine typische Methode 

der Angstmacherei mit willkürlich festgelegten Zahlen.

Sechs Monate nach dem rassistischen Nazi-Massaker am 19. Februar 2020 in Hanau, bei dem neun 

Menschen ermordet und fünf zum Teil schwer verletzt wurden, fanden bereits am 19. August bundesweit in 

über 30 Städten Kundgebungen und kleinere Demonstrationen antirassistischer und antifaschistischer 

Organisationen statt, in Hanau, Berlin, Hamburg, Frankfurt und anderen Städten. Unter dem Motto „Kein 

Vergeben, kein Vergessen!” wurde die Tat als „Produkt des strukturellen Rassismus dieser Gesellschaft” 

bezeichnet, Angeprangert wurde, dass Rassismus nicht nur in Nazi-Netzwerken herrscht, sondern auch in 

zunehmender alltäglicher Polizeigewalt deutlich sichtbar wird, vor allem gegen „undeutsch” aussehende 

Menschen bis hin zu zahlreichen Polizeimorden an People-of-Colour in den letzten Jahren,

Es ist sehr bezeichnend, dass seit Beginn der politisch verordneten Maßnahmen gegen Corona ab März 

diesen Jahres Aktionen, Demonstrationen und Kundgebungen mit antirassistischem oder antifaschistischem 

Inhalt, ja selbst traditionelle Aufmärsche zum 1. Mai, unter dem Vorwand „Gesundheit hat Priorität” nur sehr

eingeschränkt erlaubt, verboten wurden oder mit Polizeigewalt unterdrückt worden sind. Bestes Beispiel 

dafür sind die Solidaritätsaktionen für die Refugees an den Außengrenzen Europas in mehreren Städten 

Anfang April. Allerdings wurden, trotz vorherrschender staatstreuer Untertanenmentalität bis hinein in 

fortschrittliche „linke” Kreise, z. B. in Frankfurt auf mutige Weise entgegen dem polizeistaatlichen 

Demonstrationsverbot erste politische Proteste initiiert und durchgefuhrt (Siehe dazu unser Flugblatt Nr. 55 

vom April 2020: „Trotz Demonstrations- und Versammlungsverbot: Vorbildliche Solidaritäts-Aktionen für 

die Refugees an den Außengrenzen Europas!”).

Bezeichnend für das aktuelle Vorgehen des Staats ist aber auch: Am selben Tag als die Demonstration in 

Hanau verboten wurde, durften sogenannte Corona-Leugner in Darmstadt aufmarschieren. Vor allem aber 

gab es in Berlin sowohl am 1. August und später am 29. August zwei der größten, zum Teil von organisierten

Nazis dominierten und geführten Aufmärsche mit insgesamt mehreren zehntausend Beteiligten, darunter u. 

a. Trump-Anhänger, sogenannte „Reichsbürger”, Judenfeinde und Holocaust-Leugner. Bis auf einzelne 

Zwischenfälle wurden diese Demonstrationen weitgehend von der Polizei geduldet und geschützt. Immerhin

hatten sich am 29.08. in Berlin rund tausend Protestierende gegen Rassismus, Antifas und „Omas gegen 

Rechts” zu einer Gegendemonstration formiert. Diese wurde jedoch von der Polizei drangsaliert und 

abgedrängt. Eine ursprünglich geplante zentrale Gegenkundgebung vor dem Denkmal für die von den Nazis 
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ermordeten Sinti und Roma Europas gegenüber dem Reichstagsgebäude war nicht erlaubt worden. Die 

polizeiliche Begründung war, es habe Drohungen von Nazis gegeben, die Kundgebung zu überfallen (taz, 

01.09. 2020).

Die „Initiative 19. Februar” wurde faktisch erpresst und sagte die Demonstration in Hanau ab. Die Initiative 

handelte mit der Stadt als Kompromiss aus, wenigstens die Kundgebung stattfinden zu lassen, um den 

ungeheuren Schmerz und die Wut der Angehörigen, Freundinnen und Freunde der Ermordeten in würdiger 

Atmosphäre laut werden zu lassen. Diese wurde jedoch nur „im kleinen Rahmen” mit maximal 249 

Zuhörenden erlaubt, die sich auf pinkfarbenen Punkten mit Abstand und Masken vor der Bühne versammeln

durften. Allen erreichbaren Gruppen in anderen Städten wurde die Demobilisierung mitgeteilt. Gleichzeitig 

wurde organisiert und sichergestellt, dass die Kundgebung in über 50 Städten als Videostream auf zentralen 

Plätzen live übertragen und gezeigt wurde. Allein im benachbarten Frankfurt gab es elf Kundgebungen mit 

einer anschließenden spontanen Demonstration mit fast tausend Beteiligten. Auch in Dortmund, Potsdam, 

Hamburg und Kassel fanden solidarische Aktionen und Demonstrationen mit jeweils mehreren hundert 

Teilnehmenden statt. In Offenbach, Nachbarstadt von Hanau, war eine Demonstration mit der absurden 

Begründung verboten worden, dass der Anschlag von Hanau sechs Monate her sei und es daher keinen 

Grund für eine spontane Demonstration gebe.

Unter den Angehörigen der Ermordeten gab es unüberhörbare Stimmen der Empörung gegen das Verbot. Ein

Angehöriger kritisierte in seiner Rede auf der Kundgebung die kurzfristige Absage der Demonstration als 

„respektlos” und rief wütend zu diesem Verbot: „Das ist einfach nur beschämend für diese Stadt und für 

Oberbürgermeister Claus Kaminsky.” Ein wachsendes Misstrauen gegenüber staatlichen Behörden und vor 

allem der Polizei, welche die Hinweise auf die rassistischen Absichten des Nazi-Mörders ignorierten und 

ihm sogar noch einen Waffenschein ausstellten, war aus den Reden der Angehörigen, Freundinnen und 

Freunde der Ermordeten deutlich zu spüren: „Wir werden von der Polizei als ‚Menschen zweiter Klasse‘ 

behandelt, wir haben ‚kein Vertrauen mehr‘.“ (FR & taz, 24.08. 2020).

Gleichzeitig zur Kundgebung war die Innenstadt Hanaus voller Menschen, die in Cafes saßen und zum 

Shoppen unterwegs waren. Im Statement der Initiative vom 19.2.2020 heißt es: „… ein Demoverbot, das … 

die Absurdität der herrschenden Prioritätensetzung zeigt. Einer Prioritätensetzung, die genauso falsch ist, 

wie sie uns nicht überrascht. Es trifft als erstes die, die es eben immer als erstes trifft. Und nebenan darf 

weiter in überfüllten ‚Konsumzonen‘ geshoppt werden.“ (Statement der Initiative Hanau 19. Februar zum 

22. August 2020; www.19feb-hanau.org)

Sicher war es gut, die Kundgebung durchzuführen, auf der die Angehörigen, Freundinnen und Freunde der 

Ermordeten ihren tiefen Schmerz und ihre unbändige Wut über Nazis und Staatsapparat für alle laut hörbar 

und sehr beeindruckend zum Ausdruck bringen konnten. Es wurde auch ein starkes Zeichen der Solidarität 

gesetzt, indem die Kundgebung als Live-Video in über 50 Städten für Zehntausende hörbar und miterlebbar 

übertragen wurde.

Aber das Demoverbot war Erpressung, der vielleicht nachgegeben werden musste. Aber sicher durfte diese 

Verbotsmaßnahme nicht als „keine politisch motivierte Absage“ eingeschätzt werden. Denn genau das war 

sie.

Das Demonstrationsverbot ist skandalös und zu verurteilen. Durch die Kurzfristigkeit wurde zudem keine 

Chance gelassen, die Demonstration juristisch zu erzwingen. Wieder wurde ein polizeistaatliches Verbot, das

sich der Repression des Staats unterwirft, durchgesetzt unter dem Vorwand der angeblichen 

Prioritätensetzung „Gesundheitsschutz hat Vorrang vor Demonstrationsfreiheit”. Diese Prioritätensetzung ist 

nicht nur absurd und falsch, sondern auch heuchlerisch, wenn gleichzeitig für extrem entrechtete (vor allem 
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osteuropäische) Arbeiter* innen in den Fleischfabriken und der Landwirtschaft, für Geflüchtete in 

Massenlagem oder gar in den unmenschlichen Camps an Europas Außengrenzen die sogenannten „Corona-

Vorschriften” nicht mehr gelten und dort eben keine Priorität haben.

Jede fortschrittlich-demokratische Bewegung, die sich der staatlichen Willkür – wenn auch nur zeitweise – 

unterwirft und sich freiwillig selbst beschneidet, angeblich aus sozialer Rücksicht und Verantwortungsgefühl

oft nur noch digital sichtbar ist und keine größeren Demonstrationen mehr durchführt, oder sich 

willkürlichen staatlichen Anordnungen unter dem Vorwand von Corona fügt und sich das 

Demonstrationsrecht nehmen lässt, hilft faktisch den um sich greifenden staatlichen 

Unterdrückungsmaßnahmen. Das stärkt die in der Bevölkerung heute weit verbreitete Gläubigkeit an die 

Staatsautorität. Der demokratische Kampf gegen staatliche Bevormundung und Unterdrückung, gegen 

zunehmende polizeiliche Willkür und Gewalt, gegen strukturellen Rassismus und Nazi-Netzwerke im 

Staatsapparat sowie gegen die zunehmend in der Gesellschaft Einfluss gewinnenden Nazi-Ideologien und 

organisierten Nazi-Mordbanden muss hingegen gestärkt werden.

Nehmen wir uns die großartige spontane „Black Lives Matter”-Solidaritätsbewegung zum Vorbild, die sich 

von keinen polizeistaatlichen Maßnahmen aufhalten ließ und bundesweit in vielen Städten in großen 

Demonstrationen mit Zehntausenden gegen rassistische und mörderische Polizeigewalt und Naziterror in 

Deutschland, gegen deutschen Nationalismus und deutschen Rassismus auf den Straßen und Plätzen deutlich

sichtbar ankämpfte.

Es gilt nach wie vor das bekannte Motto: „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!“

gewantifa
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Anschlag von Hanau: "Wir müssen gegen das Vergessen kämpfen" 

Von Juliane Ziegler und Thomas Pirot 22.08.2020

https://www.zeit.de/campus/2020-08/anschlag-hanau-gedenken-demonstranten

Sechs Monate nach dem Attentat gedenken in Hanau Angehörige und Aktivisten der 

Toten. Sie sind wütend, weil sich nichts verändert: Der Rassismus in Deutschland 

wächst. 

Am 19. Februar 2020 tötete ein 43-Jähriger im hessischen Hanau aus rassistischen 
Motiven neun Menschen mit ausländischen Wurzeln, erschoss danach mutmaßlich 
seine Mutter und sich selbst. Sechs Monate später war in der 90.000-Einwohner-
Stadt östlich von Frankfurt am Main eigentlich eine Gedenkdemonstration mit 
Tausenden Teilnehmern aus ganz Deutschland geplant. Wegen der aktuellen Corona-
Lage sagten die örtlichen Behörden die Veranstaltung jedoch kurzfristig ab. 
Stattdessen kamen am Nachmittag etwa 250 Menschen zu einer Kundgebung in der 
Hanauer Innenstadt zusammen, darunter Angehörige der Opfer und Überlebende 
des Anschlags. ZEIT Campus ONLINE hat mit acht Teilnehmerinnen und 
Teilnehmern der Kundgebung gesprochen. 

"Die Leute dürfen reisen, konsumieren, einkaufen – aber die Demo geht nicht?!"

 

Seda Ardal, 30, Hanau, Initiative 19. Februar © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Es war schon krass und erschütternd für uns, als gestern die Info kam, dass die Demo wegen Corona 

abgesagt wird. So eine Enttäuschung, es steckt so viel Energie drin und wir haben wochenlang so viele 

Menschen mobilisiert. Irgendwie ist es aber bezeichnend: Die Leute dürfen reisen, konsumieren, einkaufen 

trotz Corona – aber die Demo geht nicht?! Gleichzeitig ist es auch schön zu sehen, dass die Leute sich nicht 

unterkriegen lassen, und was in kurzer Zeit möglich ist. Viele Veranstaltungen finden jetzt dezentral statt. 

Schön, diese Solidarität! Ich habe fast das Gefühl, dass die Anteilnahme durch die Absage noch größer 

geworden ist. Nun hoffen wir, dass wir mit unseren Forderungen nach lückenloser Aufklärung, 

angemessener Erinnerung, sozialer Gerechtigkeit und politischen Konsequenzen weiterkommen."
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"Alle Menschen sind gleich"

 

Abdiwali Mohamed, 27, Hanau, Lagerist © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Ich fühle mit den Familien, ich leide mit ihnen – ein Freund von mir ist unter den Opfern. Zu Hause würde 

ich es heute nicht aushalten, ich muss hier dabei sein und klar gegen Rassismus aufstehen. Es hätte genauso 

auch mich oder andere treffen können. Alle Menschen sind gleich, egal ob schwarz oder weiß, das ist so 

wichtig und sollte so einfach sein! Jedes Kind muss das von klein auf lernen, das muss die Gesellschaft 

kapieren." 

"Kein einziger Name darf vergessen werden"

 

Begüm Fidan, 27, Hanau, selbstständig © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Freunde und Bekannte waren von dem Anschlag betroffen und ich bin hier, weil ich versuche, mich 

irgendwie nützlich zu machen. Wir sind gemeinsam aufgewachsen, jeder kennt hier jeden. In Deutschland 

muss gesehen werden: Rassismus ist ein aktuelles Thema, es brennt! Kein einziger Name der Opfer darf 

vergessen werden und die Politik muss restlos alles aufklären. Die Familien brauchen Gewissheit." 
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"Hanau muss sich ins kollektive Gedächtnis brennen"

 

Max Rocco Stroux, 28, Berlin, Student der Geschichte und Politik © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Ich habe gar nicht groß drüber nachgedacht, herzukommen. Ich finde es notwendig, hier ein Zeichen zu 

setzen. Es geht darum, Solidarität für die Opfer und die Angehörigen zu zeigen. Die Stimmen der 

Angehörigen müssen bundesweit Gehör finden. Ich will, dass niemals vergessen wird, was hier geschehen 

ist. Hanau muss sich ins kollektive Gedächtnis brennen – nicht als ein weiterer Ort in einer Auflistung zu 

rechtem Terror; sondern als ein Ort des Widerstands, der Solidarität und eines würdigen Gedenkens."

"Zeigen, dass die Angehörigen nicht alleine sind"

 

Joline Heigl, 20, Hanau © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Ich kannte die Opfer und kenne ihre Familien. Ich bin nicht direkt betroffen, aber umso wichtiger finde ich 

es, zu zeigen, dass die Angehörigen nicht alleine sind. Deshalb bin ich heute hier. Meine Eltern sind auch da.

Seit dem Anschlag sind die Straßen in Kesselstadt (einer der Tatorte, Anm. d. Redaktion) merklich leerer – 

nicht nur wegen Corona. Viele haben auch Angst, wollen ihre Kinder nicht draußen spielen lassen. Ich hoffe 

und wünsche mir, dass möglichst bald alle offenen Fragen beantwortet werden und die Familien Aufklärung 

bekommen." 
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"Ich bin so wütend auf die gesamte Politik!"

 

Dastan Jasim, 27, Mannheim, Doktorandin der Politikwissenschaft © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Einen Tag nach dem Anschlag war ich hier in Hanau. Ich habe Innenminister Seehofer gesehen, wie er 

Blumen niedergelegt hat – Blumen, bezahlt von den Steuern derer, die hier ermordet wurden. Bezahlt von 

Menschen, gegen die Seehofer hetzt, von denen er sagt, sie seien die Mutter aller Probleme. Kotzübel ist mir

da geworden. Ich bin so wütend auf die gesamte Politik! Es ist Zeit für konkrete Maßnahmen. Wir müssen 

einsehen, dass es in unserer Gesellschaft einen breiten rassistischen Konsens gibt. Das ist die Realität. Und 

es muss so dringend etwas passieren!" 

"Ich will zeigen, dass man etwas ändern kann"

 

Pia Frien, 21, Gießen, Studentin der Umweltwissenschaften © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Der Anschlag hier, die Black-Lives-Matter-Bewegung, die Diskussion über Polizeigewalt – in der letzten 

Zeit setze ich mich immer stärker mit Rassismus auseinander. Ich finde, als weiße Person, die hier 

aufgewachsen ist, hat man die Pflicht und Verantwortung, etwas dagegen zu tun – auch wegen des 

Rassismus, der in den gesellschaftlichen Strukturen verankert ist. Denn auch, wenn man gar nicht bewusst 
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rassistisch denkt, tun es dennoch viele – wegen der Strukturen. Ich will zeigen, dass man etwas ändern kann,

wenn man nur will. Diejenigen, die hier gestorben sind, dürfen auf keinen Fall vergessen werden." 

"Wir kämpfen weiter"

 

Mirkan Unvar, Hanau, 19, Student der Wirtschaftswissenschaften © Thomas Pirot für ZEIT ONLINE 

"Wir müssen gegen das Vergessen in der Gesellschaft kämpfen, deshalb sind wir hier. Ich bin 

Familienangehöriger eines Opfers und die vergangenen Monate fühlen sich surreal an, voller Angst und 

Panik. Es muss gehandelt werden. Die Familien brauchen sichtbare Veränderungen – von den Behörden, von

der Politik. Wir kämpfen weiter. So lange, bis sich etwas tut."

taz – 25.November 2020

Antifa-Kabinett der Bundesregierung: Mit 89 Maßnahmen gegen den Hass 
Die Regierung antwortet auf den Rechtsterror und legt ein neues Maßnahmenpaket vor. Einige sehen 

„Meilensteine“, vieles bleibt aber auch vage.

BERLIN taz | Es sollte als großer Wurf präsentiert werden. Ein Maßnahmenpaket der Bundesregierung gegen 

Rechtsextremismus, verabschiedet vom eigens gegründeten Kabinettsausschuss, als Antwort auf den zuletzt erstarkten

Hass. Doch zu einer eigenen Pressekonferenz kam es am Mittwoch nicht – aufgrund des Coronagipfels der 

Bundeskanzlerin mit den Ministerpräsidenten.

Die Regierung veröffentlichte das Paket dennoch, via Pressemitteilungen und über ihre SprecherInnen – und mühte 

sich, diesem Gewicht zu verleihen. 89 Punkte umfasst es, sieben Ministerien steuerten diese bei, ebenso die 

Bundesbeauftragten für Migration oder Antisemitismus. Manches ist kleinteilig, manches noch vage, insgesamt aber 

will die Regierung dafür eine Milliarde Euro in den nächsten vier Jahren in die Hand nehmen. Für den Haushalt 2021 

sollen 150 Millionen Euro extra ausgegeben werden.

Man gehe mit den Maßnahmen „entschlossen gegen Rechtsextremismus und Rassismus jeglicher Art“ vor, sagte eine 

Sprecherin von Kanzlerin Angela Merkel. Von einem „Meilenstein im Kampf gegen den Rechtsextremismus, 

Antisemitismus und Rassismus in Deutschland“ sprach Vizekanzler Olaf Scholz (SPD). Innenminister Horst Seehofer 

(CSU) lobte die „große Geschlossenheit“ der Regierung.
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Auslöser für das Paket waren die jüngsten rechtsterroristischen Attentate. Schon nach dem Mord an Walter Lübcke 

und dem Anschlag von Halle hatte die Regierung ein erstes Maßnahmenpaket vorgelegt. Nach dem Hanau-Anschlag 

folgte die Einsetzung des Kabinettsausschusses gegen Rechtsextremismus – mit dem Auftrag, ein weiteres Paket zu 

erarbeiten. Schon damals fielen deutliche Worte. Angela Merkel nannte „Rassismus ein Gift“, Seehofer beklagte eine 

„Blutspur des Rechtsterrorismus“.

Streitpunkt Demokratiefördergesetz

An dem neuen Maßnahmenpaket wurde bis Dienstagnacht gearbeitet. Strittig war vor allem ein Punkt: Soll ein 

Demokratiefördergesetz in das Paket? Die Sozialdemokraten drängen seit Jahren auf das Gesetz, zivilgesellschaftliche 

Initiativen ebenso. Mit dem Gesetz könnten Demokratieprojekte, etwa Aussteigerprojekte oder mobile Beratungen, 

dauerhaft abgesichert werden. Bisher müssen diese sich alle vier Jahre neu bewerben – eine wiederkehrende 

Zitterpartie. Die Union aber lehnte das Gesetz ab, weil es zu tief in den Haushalt des Bundestags eingreife.

Im Maßnahmenpaket wird nun ein „Gesetz zur Förderung der wehrhaften Demokratie“ angekündigt. Das Familien- 

und das Innenministerium würden dazu „zeitnah“ Eckpunkte erarbeiten. Giffey – deren Ministerium viele der Projekte

über das Programm „Demokratie leben“ finanziert – begrüßte, dass für eine dauerhafte Demokratieförderung nun „der 

Weg frei“ sei. Man werde sicherstellen, dass das Engagement „verlässlich und nachhaltig finanziert“ wird. Auch 

Justizministerin Christine Lambrecht (SPD) betonte, es werde „höchste Zeit“, diese zivilgesellschaftliche Arbeit „auf 

eine stabile gesetzliche Grundlage zu stellen“.

Ein Sprecher Seehofers sagte dagegen, es könne kein Gesetz geben, das einzig den Zweck einer dauerhaften 

Förderung habe. Vielmehr gehe es darum, dort „die Grundwerte der Demokratie festzuschreiben“ sowie eine 

Kooperation von Zivilgesellschaft und Sicherheitsbehörden.

Ein großer Wurf wird in diesem Punkt also zumindest vertagt. Dieser ist schon eher die Einführung eines 

Antirassismusbeauftragten des Bundes. Der allerdings steht gar nicht im Paket, weil er erst 2022 kommen soll. Auch 

wo dieser angesiedelt wird, ist noch offen. Aber es ist eine Institution, die bleibt und ausstrahlt.

„Rasse“ wird aus dem Grundgesetz gestrichen

Der Beauftragte gehört zu den Punkten, auf die sich die Koalition schon im Oktober einigte. Auch damals schon 

beschlossen: Der Begriff „Rasse“ wird aus dem Grundgesetz gestrichen. Eine Arbeitsgruppe des Innen- und 

Justizministeriums soll nun eine Neuformulierung finden. Der Verfassungsschutz darf künftig verschlüsselte 

Kommunikation mitlesen. Und zum Rechtsextremismus oder Racial Profiling in der Polizei soll es keine Studie geben,

sondern nur eine zum dortigen Arbeitsalltag und eine über Rassismus in der Gesellschaft allgemein. Zu mehr war 

Seehofer nicht bereit.

Weitere bereits angedachte Projekte sollen nun forciert werden. Das Justizministerin will das Veröffentlichen von 

Feindeslisten und Outings politischer Gegner unter Strafe stellen. Gleiches soll für „verhetzende Beleidigungen“ 

gelten, gemeint sind rassistische oder antisemitische Schmähungen, die nicht öffentlich geäußert werden und damit 

keine Volksverhetzung sind. Auch sollen Opfer von Terrortaten und extremistischen Übergriffe nun Härteleistungen 

für wirtschaftliche Schäden erhalten.

Zudem werden Lücken geschlossen. Neue Projekte sollen sich dem Hass im Netz und Antifeminismus widmen oder 

Verschwörungsmythen, wie sie derzeit auf den Coronaprotesten blühen. Neu geschaffen wird ein Beratungszentrum 

samt Hotline für Betroffene von Rassismus. Hier sollen Hilfen vermittelt und die gemeldeten Fälle in einem 

„Rassismusbarometer“ dokumentiert werden. Auch wird ab Januar 2021 ein Expertenrat „Integration und Vielfalt“ ins 

Leben gerufen.

In vielen Punkten werden aber auch schlicht bestehende Maßnahmen ausgebaut. Etwa die Tätigkeiten des 

Opferbeauftragten des Bundes, die politische Jugendarbeit oder Projekte für mehr Diversität in den Behörden.

Sicherheitsbehörden und Zivilgesellschaft sollen kooperieren
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Wie immer kommt vieles auf die künftige Ausgestaltung der Maßnahmen an. Etwa bei einem neuen Bundesinstitut 

Qualitätssicherung, das die Demokratieprojekte dauerhaft evaluieren soll und beim Innenministerium angesiedelt 

wird. Interessant wird auch, wie sich das Ministerium das geplante „vertrauensbildende Austauschformat“ zwischen 

Sicherheitsbehörden, also Polizei und Verfassungsschutz, und Anti-rechts-Projekten der Zivilgesellschaft vorstellt.

Aus der Zivilgesellschaft kam Lob für das Paket, in Teilen aber auch Kritik. Die Amadeu Antonio Stiftung sprach 

ebenso von einem „Meilenstein“, befand viele Maßnahmen aber als zu vage. Für Josef Schuster vom Zentralrat der 

Juden macht die Regierung mit den Maßnahmen deutlich, dass es ihr „mit dem Kampf gegen Rechtsextremismus, 

Rassismus und Antisemitismus ernst ist“. Die Vorschläge dürften jetzt aber „nicht in der Schublade verschwinden“, 

sondern müssten auch in der nächsten Legislaturperiode fortgesetzt werden. Schuster forderte auch das 

Demokratiefördergesetz ein.

Das tat auch Selmin Çalışkan von der Open Society Foundations. Sie lobte die geplanten Maßnahmen für Betroffene 

rassistischer Gewalt. Hier gelte es zuletzt verlorenen gegangenes Vertrauen auch in die Sicherheitsbehörden wieder 

aufzubauen.

Robert Kusche vom Verband der Opferberatungsstellen lobte die Ausweitung der Opferentschädigungen und 

Verbesserungen für zivilgesellschaftliche Initiativen. Es fehle aber weiter eine Studie zu Rechtsextremismus in der 

Polizei und ein humanitäres Bleiberecht für Opfer rassistischer Gewalt.
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ak – 15.Sep.2020
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Attentäter war laut Gutachten psychisch krank 
Es gebe klare Anzeichen für eine paranoide Schizophrenie. Doch trotz eingeschränkter Steuerungsfähigkeit 

habe der Täter die rassistischen Morde "planvoll" vorbereitet. 

Quelle: ZEIT ONLINE

Der Täter hatte im Februar in Hanau neun Menschen ermordet, die er für Ausländer hielt. © John 

MacDougall/AFP/Getty Images 

Der Attentäter von Hanau litt an einer psychischen Erkrankung, die sich auf fatale Weise mit Rassismus 

vermischt hatte. Das geht aus einem neuen Gutachten hervor, welches der forensische Psychiater Henning 

Saß im Auftrag der Bundesanwaltschaft erstellt hat und das dem Spiegel vorliegt. 

Laut der rund 140 Seiten langen Expertise sieht der Gutachter beim Täter klare Anzeichen für eine paranoide

Schizophrenie. Auf die Geistesstörung sei eine "rechtsradikale Ideologie" aufgesetzt gewesen, die 

"fremdenfeindliche, rassistische und völkische Elemente" enthalten habe. 

Laut des Spiegels beschreibt Saß die Gedankenwelt des Attentäters als "eigentümliche Amalgamierung": 

"krankheitsbedingte Fantasien" und "politisch-ideologischer Fanatismus" seien untrennbar verwoben 

gewesen. 

Fantasien über die Auslöschung ganzer Völker und Kulturen
Der Attentäter sah sich laut des Gutachters seit Jahren als Opfer einer groß angelegten Verschwörung. Zu 

den Wahnvorstellungen kamen zunehmend ausgeprägter Rassismus und "Fantasien über die Auslöschung 

ganzer Völker und Kulturen". 

Saß kommt dem Bericht zufolge zu dem Schluss, dass der Attentäter massiv in seiner Fähigkeit 

eingeschränkt war, "sich reflektierend mit der eigenen, krankhaft verformten Weltsicht" 
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auseinanderzusetzen. Trotz eingeschränkter Steuerungsfähigkeit habe er die rassistischen Morde "planvoll" 

vorbereitet. 

Am 19. Februar hatte der 43-jährige Tobias R. in Hanau neun Menschen mit ausländischen Wurzeln aus 

rassistischen Motiven getötet. Nach seinen Angriffen auf Bars und einen Kiosk tötete er seine 72-jährige 

Mutter und sich selbst. Beide wurden zu Hause tot aufgefunden. Für die posthum erstellte Analyse wertete 

der Gutachter unter anderem Pamphlete und Videos aus, die der Attentäter hinterlassen hatte. 

Frankfurter allgemeine Sonntagszeitung 06.12.2020

Anschlag vom 19. Februar - Vater von Hanau-Attentäter: Rassistische Äußerungen und 
Anzeige gegen OB Kaminsky  (Hanauer Anzeiger, 16.12.2020)

Nach dem rassistisch motivierten Anschlag vom 19. Februar in Hanau sorgt der Vater des Attentäters für 

Schlagzeilen. Er soll auch Hanaus Oberbügermeister Claus Kaminsky angezeigt haben.

• Am 19. Februar 2020 kommt es in Hanau zu einem rassistisch motivierten Anschlag, bei dem neun 

Menschen mit Migrationshintergrund getötet werden.

• Der Vater des Attentäters von Hanau fällt durch rassistische und verschwörungsideologische 

Aussagen auf.

• Der Oberbürgermeister von Hanau, Claus Kaminsky (SPD), erhält eine Anzeige vom Vater des 

Attentäters. 

Hanau – Der 73-Jährige soll in den letzten Monaten unter anderem mehrere Anzeigen rassistischen Inhalts 

gestellt haben, berichtet der „Spiegel“ auf seinen Online-Seiten. Er habe abstruse Verschwörungstheorien 

zum Attentat aufgestellt und sogar die Tatwaffen zurückgefordert. Und er stellte Strafanzeige gegen den 

Hanauer Oberbürgermeister Claus Kaminsky (SPD) und die Erste Kreisbeigeordnete des Main-Kinzig-

Kreises, Susanne Simmler (SPD).
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Nach Recherchen unserer Zeitung soll der Vater bereits seit Jahren immer wieder auffällig gewesen sein, 

sich auch ausländerfeindlich geäußert haben. Die Bundesanwaltschaft, die die Ermittlungen zum Hanau-

Attentat leitet, erklärte noch im Februar, der Vater sei im Kontakt mit den Behörden aufgefallen, etwa durch 

Beschwerdeschreiben. Anhaltspunkte für eine Verwicklung in die Tat seines Sohnes fanden sich aber nicht.

Nach rassistischem Anschlag vom 19. Februar in Hanau: Vater wurde als Zeuge vernommen

Der Vater war im Rahmen des Ermittlungsverfahrens als Zeuge vernommen worden, nicht als Beschuldigter.

Die „Bild“ hatte wenige Tage nach der Tat berichtet, der Vater werde in einer Psychiatrie behandelt. Wie es 

mit dem Mann im Anschluss weiterging und vor allem, wo er sich heute aufhält, wurde nicht bekannt.

Nun zeige sich aber, „in welchem Ausmaß auch der Vater des Attentäters rechtsextrem inspirierten 

Verschwörungstheorien anhängt“, heißt es in dem gestern erschienenen Spiegel-Bericht. Laut 

Vernehmungsprotokollen behauptet der Vater, sein Sohn sei Opfer einer weltweit agierenden 

Geheimdienstorganisation geworden, die seinen Sohn getötet habe. Währenddessen habe ein als sein Sohn 

verkleideter Agent die Morde begangen.

Vater des Attentäters vom 19. Februar in Hanau: Durch Verfolgungswahn aufgefallen

Bei dem Anschlag in Hanau hatte der 43-Jährige am 19. Februar neun Menschen mit Migrationshintergrund 

erschossen, anschließend seine Mutter und dann sich selbst. 

Die Namen der am 19. Februar in Hanau Getöteten:

• Ferhat Unvar (23)

• Mercedes Kierpacz (35)

• Sedat Gürbüz (30)

• Gökhan Gültekin (37)

• Hamza Kurtović (20)

• Kaloyan Velkov (33)

• Vili Viorel Păun (23)

• Said Nesar Hashemi (21)

• Fatih Saraçoğlu (34)

• Gabriele Rathjen (72) 

Der Vater des Attentäters falle wie sein Sohn nicht nur durch Verfolgungswahn, sondern auch durch 

rassistische Äußerungen auf, so der „Spiegel“, der eine Reihe von Beispielen aufführt. Der 73-Jährige soll 

unter anderem im Bürgerbüro der Stadt verlangt haben, nur von deutschen Mitarbeitern bedient zu werden, 

einen Schutzhund gegen Ausländer gefordert, die Herausgabe der Tatwaffen seines Sohnes verlangt haben 

sowie die Entfernung aller Gedenkstätten, die in Hanau an die Opfer des 19. Februar erinnern.

Nach rassistischem Anschlag in Hanau: Anzeige gegen OB Kaminsky

Die unzähligen Eingaben des 73-Jährigen seien „zum Teil wirr, aber vor allem durchzogen von rassistischen 

und verschwörungsideologischen Sätzen und Bemerkungen, manches scheint wahnhaft“, schreibt das 

Nachrichtenmagazin. Unter anderem klage der Mann, „dass seine Rasse als Bestandteil des deutschen 

Volkes benachteiligt wird“. Und andere Stellen lesen sich demnach wie Drohungen.

Der Vater des Attentäters hat auch gegen Hauaus OB Claus Kaminsky und die Erste Kreisbeigeordnete 

Susanne Simmler Anzeige erstattet – laut „Spiegel“ unter anderem wegen angeblichen Kidnappings und 

Freiheitsberaubung. Die Anzeige habe zu staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen geführt, bestätigten sowohl 

Kaminsky wie auch Simmler gestern auf Nachfrage unserer Zeitung.

109 - 111



Hanaus OB Claus Kaminsky: Sorge um die Sicherheit der Bevölkerung

Für weitere Auskünfte verwiesen beide an die Staatsanwaltschaft. Oberstaatsanwalt Dominik Mies gab sich 

auf Nachfrage hingegen zugeknöpft: „Ich kann Ihnen bestätigen, dass bei der Staatsanwaltschaft Hanau 

mehrere Anzeigen im Nachgang der Tat vom 19.2.2020 eingegangen sind. Ich bitte Sie um Verständnis, dass

ich deren Inhalt nicht kommentieren und/oder bewerten kann und vor dem Hintergrund von 

Persönlichkeitsrechten daran gehindert bin, Ihnen Namen von beanzeigten Personen zu nennen“, so Mies 

per E-Mail.

Kaminsky zeigte sich gegenüber unserer Zeitung zudem besorgt. „Was der ‚Spiegel‘ in dem aktuellen 

Artikel zusammengetragen hat, ist sehr besorgniserregend. Ich habe mich deshalb bereits an den 

Polizeipräsidenten gewandt, das Telefonat steht allerdings noch aus“, so der OB in einer Stellungnahme. Er 

wolle Polizeichef Eberhard Möller die dringende Bitte vortragen, die beschriebenen Sachverhalte „unter 

dem Aspekt der Sicherheit der Hanauer Bevölkerung“, aber auch des Vaters des Attentäters zu bewerten und 

zu reagieren.

Kritik der Linken im Landtag: Vater des Attentäters von Hanau bereits früher durch Rassismus aufgefallen

Der Bericht des „Spiegel“ zog am Dienstag (16.12.2020) Kreise bis in den Landtag nach Wiesbaden. Saadet 

Sömnez, migrations- und integrationspolitische Sprecherin der Fraktion „Die Linke“ im Hessischen 

Landtag, erklärte laut Mitteilung: „Es ist völlig unverständlich, warum die Ermittlungsbehörden den sich 

offen rassistisch verhaltenden Vater des Attentäters gewähren lassen und nicht genauer unter die Lupe 

nehmen.“ Seit Jahren sei der Mann bei Behörden durch rassistische Verhaltensweisen aufgefallen, und 

offenbar sei er stolz auf die schreckliche Tat seines Sohnes.

Wir fragen nicht nur, ob er eine Gefahr ist. Wir fragen auch: war Tobias R. tatsächlich ein 
Einzeltäter - wie es die Ermittlungsbehörden behaupten, um den Fall zu den Akten zu legen? 
(2/2) #SayTheirNames

— Initiative 19. Februar Hanau (@19FebruarHanau) December 15, 2020

Die Linke fordert: Tatwaffe darf nicht in Hände des Vaters des Attentäters von Hanau geraten

Auch müsse durch die Ermittlungsbehörden geprüft werden, inwiefern das Verhalten weitere 

Straftatbestände erfülle. Schließlich habe er die Opfer seines Sohnes als Täter bezeichnet und 

Gedenkveranstaltungen als “Volksverhetzung”. Hierin könnte ein Verunglimpfen des Andenkens 

Verstorbener begründet sein, durch weitere Verhaltensweisen könnten auch Delikte wie Volksverhetzung 

verwirklicht sein, vermutet Sönmez.

Die Linken-Politikerin fordert nun, dass die hessischen Ermittlungsbehörden aktiv werden sollen. Unter 

keinen Umständen dürften die Tatwaffe oder sonstige Waffen in die Hände dieses Mannes gelangen. Wenn 

der 73-Jährige eine Waffenbesitzkarte habe, müsse sie ihm schnellstens entzogen werden, so Sönmez weiter. 

(Von Christian Spindler und Christian Dauber)
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